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Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen) 


A. Problem 

Die verkehrspolitische Zielsetzung des Verkehrszentralregisters 
wird beeinträchtigt, wenn alljährlich eine große Anzahl von 
Bußgeldbescheiden wegen geringfügiger, nicht unfallträchtiger 
Verkehrsverstöße eingetragen wird. 


B. Lösung 

— Die Eintragungsgrenze wird von bisher über 20 DM auf 
über 40 DM erhöht. 

— Die Bußgelder für unfallträchtige Verkehrsverstöße sollen 
künftig oberhalb dieser Grenze liegen. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 


C. Alternativen 

Der Vorschlag, die Eintragungsgrenze auf über 50 DM fest- 
zusetzen, fand keine Mehrheit. 

D. Kosten 

Es entstehen keine Kosten. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeldewesen 
(13. Ausschuß) 

über den vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 

— Drucksache Vl/3047 — 


A. Bericht des Abgeordneten Wende 


Der Gesetzentwurf des Bundesrates wurde in der 
168. Sitzung des Deutschen Bundestages am 2. Fe- 
bruar 1972 dem Ausschuß für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen sowie dem Rechtsaus- 
schuß überwiesen. Der Verkehrsausschuß hat die 
Vorlage in seiner Sitzung am 2. März 1972 behan- 
delt. 

Ziel des Gesetzentwurfs ist es, die Grenze für die 
Eintragung von Bußgeldbescheiden in das Verkehrs- 
zentralregister von bisher über 20 DM auf über 
50 DM anzuheben. Nach Auffassung des Bundesrates 
führt die jetzige Eintragungsgrenze dazu, daß in das 
Verkehrszentralregister auch verhältnismäßig ge- 
ringfügige Verstöße gegen die Vorschriften des 
Straßenverkehrsrechtes in großer Zahl eingetragen 
werden, bei denen die Verhängung einer Geldbuße 
allein schon ausreichend einen erzieherischen Zweck 
erfülle. Die niedrige Eintragungsgrenze führe außer- 
dem dazu, daß die Verkehrsteilnehmer in großer Zahl 
Einspruch gegen Bußgeldbescheide einlegten, um den 
von ihnen empfundenen Makel der Eintragung 
wegen kleinerer Verkehrsverstöße zu vermeiden. 
Die Belastung von Verwaltungsbehörden und Ge- 
richten stehe in keinem Verhältnis zu dem gegebe- 
nen Anlaß. 

Der Verkehrsausschuß hat einmütig das Anliegen 
des Bundesrates als berechtigt anerkannt. Er ver- 
trat ferner einmütig die Auffassung, daß die Re- 
gistrierung eines Verkehrsteilnehmers wegen eines 
verhältnismäßig geringfügigen fahrlässigen Ver- 
stoßes gegen eine Vorschrift des Straßenverkehrs 
über einen Zeitraum von zwei Jahren nicht ange- 
zeigt sei. über die neufestzusetzende Eintragungs- 
grenze waren die Auffassungen im Ausschuß aller- 


dings unterschiedlich. Die Ausschußmehrheit hielt 
es aus Gründen der Verkehrssicherheit für notwen- 
dig, die Eintragungsgrenze lediglich auf über 40 DM 
festzusetzen, weil insbesondere folgende nach dem 
Bußgeldkatalog vom 23. Februar 1971 mit einer 
Geldbuße von 50 DM bedrohten Ordnungswidrig- 
keiten unfallträchtig seien und daher auch künftig 
registriert werden sollten: 

— Fahren mit einem abgefahrenen Reifen, 

— ■ falsches Vorbeifahren an Haltestellen öffentlicher 
Verkehrsmittel, 

— falsches Heranfahren durch Fahrzeugführer an 
Fußgängerüberwege, 

— erhebliche Beeinträchtigung der Verkehrssicher- 
heit durch Hindernisse auf Straßen, 

— überschreiten der Anmeldefrist zur Hauptunter- 
suchung um mehr als vier Monate. 

Im Interesse der Verkehrssicherheit hält die 
Mehrheit des Ausschusses es ferner für erforderlich, 
daß der Bußgeldkatalog überprüft wird und insbeson- 
dere folgende Verkehrsverstöße mit einer Geldbuße 
von 50 DM (bisher 40 DM) bedroht und auch künftig 
registriert werden sollten: 

— Verbotenes Ein- oder Ausfahren auf Autobahnen 
und Kraftfahrstraßen, 

— verbotenes Halten und Parken auf Autobahnen 
und Kraftfahrstraßen, 

— Nichtbeachten des Rotlichts (als Wechsel- oder 
Dauerlichtzeichen) von Lichtzeichenanlagen oder 
des Halt-Zeichens von Polizei-Beamten oder 
grobes Nichtbeachten von STOP-Zeichen (Zei- 
chen 206) durch Führer anderer Fahrzeuge. 
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Dagegen sollen künftig z. B. Geschwindigkeits- 
überschreitungen bis zu 15 km/h oder die Verletzung 
von Vorschriften über das Parken nicht mehr zu 
einer Eintragung im Verkehrszentralregister führen. 
Hier liegen die angedrohten Geldbußen künftig 
unter der neuen Eintragungsgrenze. Die Ausschuß- 
mehrheit schlägt eine entsprechende an die Bundes- 
regierung gerichtete Entschließung vor. 

Eine Minderheit im Ausschuß hat sich auf den 
Standpunkt gestellt, daß die Eintragungsgrenze ent- 
sprechend dem Vorschlag des Bundesrates auf über 
50 DM festgesetzt werden sollte, weil nur dadurch 


das erstrebte Ziel einer Verwaltungsvereinfachung 
und der Vermeidung von Eintragungen über nicht 
unfallträchtige Verkehrsverstöße erreicht werden 
könne. Auch die Ausschußminderheit hielt eine Über- 
prüfung des Bußgeldkataloges im Hinblick auf die 
neue Eintragungsgrenze für erforderlich und sach- 
dienlich, damit unfallträchtige Verkehrsverstöße im 
Interesse der Sicherheit aller Verkehrsteilnehmer 
auch in Zukunft erfaßt werden. 

Der Rechtsausschuß hat den Beschlüssen des Ver- 
kehrsausschusses im Wege der Mitberatung zuge- 
stimmt. 


Bonn, den 1. März 1972 


Wende 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/3047 — • in 
der anliegenden Fassung anzunehmen; 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird «ersucht, den mit den 
zuständigen obersten Landesbehörden beratenen 
Bußgeldkatalog für Verkehrsordnungswidrigkei- 
ten zu überprüfen und die hierin vorgesehenen 
Regelsätze für Bußgeldbescheide zu verändern. 

Insbesondere unter Berücksichtigung der Anhe- 
bung der Eintragungsgrenze auf 40 DM sollten 
die Bußgelder folgender stark verkehrsgefähr- 


dender Ordnungswidrigkeiten angehoben wer- 
den: 

— Verbotenes Ein- oder Ausfahren auf Auto- 
bahnen oder Kraftfahrstraßen 

— Verbotenes Halten und Parken auf Autobah- 
nen oder Kraftfahrstraßen 

— Nichtbeachten des Rotlichts (als Wechsel- 
oder Dauerlichtzeichen) von Lichtzeichenanla- 
gen oder des Halt-Zeichens von Polizeibeam- 
ten oder grobes Nichtbeachten des STOP- 
Zeichens (Zeichen 206) durch Führer anderer 
Fahrzeuge. 


Bonn, den 1. März 1972 


Der Ausschuß für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


Dr. Apel 

Vorsitzender 


Wende 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 13. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Straßenverkehrsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 19. Dezember 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 837), zuletzt geändert durch das Ko- 
stenermächtigungs-Änderungsgesetz vom 23. Juni 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 805), wird wie folgt ge- 
ändert; 

In § 28 Nr. 3 wird das Wort „zwanzig" durch 
das Wort „vierzig" ersetzt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden dritten Monats in Kraft. 
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